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Text 

Wahrung der Vertraulichkeit von Geschäftsgeheimnissen im Verlauf von Gerichtsverfahren 

§ 26h. (1) Die Information, von welcher der Inhaber behauptet, dass sie ein Geschäftsgeheimnis sei, 
ist im Verfahren zunächst nur so weit offenzulegen, als es unumgänglich ist, um das Vorliegen der 
Voraussetzungen eines Geschäftsgeheimnisses sowie seiner Verletzung glaubhaft darzulegen. In dem 
erstmals das Vorliegen eines Geschäftsgeheimnisses behauptenden Schriftsatz ist es hinreichend, wenn 
das Vorliegen eines Geschäftsgeheimnisses von der Partei vorgebracht wird und das Vorbringen 
zumindest soweit substanziiert ist, dass sich das Vorliegen eines Geschäftsgeheimnisses und der geltend 
gemachte Anspruch daraus schlüssig ableiten lassen. 

(2) Das Gericht hat auf Antrag oder von Amts wegen Maßnahmen zu treffen, dass der 
Verfahrensgegner und Dritte keine Informationen über das Geschäftsgeheimnis erhalten, welche über 
ihren bisherigen diesbezüglichen Wissensstand hinausgehen. Die allenfalls zu treffenden Maßnahmen 
können auch umfassen, dass die Offenlegung des behaupteten Geschäftsgeheimnisses nur gegenüber 
einem vom Gericht bestellten Sachverständigen erfolgt. Der bestellte Sachverständige ist anzuweisen, 
dem Gericht eine Zusammenfassung vorzulegen, die keine vertraulichen Informationen über das 
Geschäftsgeheimnis enthält. Darüber hinaus hat er dem Gericht zur Beurteilung sämtliche Unterlagen, 
den Befund und das Gutachten zu den Geschäftsgeheimnissen vorzulegen und Geschäftsgeheimnisse als 
solche zu kennzeichnen. Diese Aktenbestandteile sind vom Recht auf Akteneinsicht ausgenommen. Das 
Gericht hat unbeschadet des Abs. 3 diese schriftlichen Aufzeichnungen über ein Geschäftsgeheimnis in 
einem gesonderten Aktenteil zu verwahren, der weder dem Verfahrensgegner noch Dritten zugänglich ist. 

(3) Auf begründeten Antrag einer Partei kann das Gericht die Offenlegung des behaupteten 
Geschäftsgeheimnisses im Verfahren auftragen, wenn die Kenntnis für die eigene Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung im Interesse eines fairen Verfahrens oder zur Durchsetzung legitimer Interessen 
dieser Partei erforderlich ist. Dabei ist insbesondere auch der mögliche Schaden zu berücksichtigen, der 
einer Partei und gegebenenfalls etwaigen Dritten durch die Gewährung oder Ablehnung dieser 
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Offenlegung entsteht. Die Entscheidung, in der die Offenlegung angeordnet wird, kann von dem zur 
Offenlegung Verpflichteten angefochten werden. 

(4) Alle Personen, die ausschließlich aufgrund der Teilnahme an dem Verfahren oder des Zugangs 
zu den Dokumenten von einem Geschäftsgeheimnis oder einem behaupteten Geschäftsgeheimnis 
Kenntnis erlangen, sind verpflichtet, das Geschäftsgeheimnis oder behauptete Geschäftsgeheimnis 
geheim zu halten. Dies gilt auch nach Abschluss des Gerichtsverfahrens. Die betroffenen Personen sind 
vom Gericht über die Verpflichtung zu belehren, dass das Geschäftsgeheimnis weder genutzt noch 
offengelegt werden darf. Das Gericht hat die Vornahme der Belehrung im Akt festzuhalten. 

(5) Die Verpflichtung zur Geheimhaltung nach Abs. 4 besteht auch noch nach Abschluss des 
Gerichtsverfahrens. Diese Verpflichtung endet jedoch, wenn durch rechtskräftige Entscheidung 
festgestellt wird, 

 1. dass kein Geschäftsgeheimnis vorliegt, oder 

 2. im Laufe der Zeit die in Frage stehenden Informationen für Personen in den Kreisen, die 
üblicherweise mit der betreffenden Art von Informationen umgehen, allgemein bekannt oder 
ohne weiteres zugänglich werden. 

(6) Bei der Beurteilung des berechtigten Interesses nach § 25 Abs. 3 auf Urteilsveröffentlichung und 
deren Verhältnismäßigkeit ist den besonderen Umständen des Falls Rechnung zu tragen. 

(7) Das Gericht hat von der schriftlichen Abfassung der Entscheidung auch eine Fassung 
herzustellen, in der die Geschäftsgeheimnisse enthaltenden Passagen gelöscht werden. Diese nicht 
vertrauliche Fassung ist als solche zu kennzeichnen und auch für Personenkreise außerhalb des Inhabers 
des Geschäftsgeheimnisses und des Gerichts zu verwenden bzw. der Veröffentlichung zugrunde zu legen. 
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